
Liebe Leserinnen und Leser,

die Schlagzeilen waren in den vergangenen
Wochen beherrscht von Themen wie !Stuttgart 21",
den Krawallen im Zusammenhang mit dem Castor-
Transport. Auch über Schönes wurde berichtet, so
über den neuen Formel-1-Weltmeister Vettel oder
die anstehende Hochzeit des britischen Prinzen Wil-
liam mit seiner !Kate". Darüber gingen wichtige
sachpolitische Themen unter, die aber nichtsdesto-
weniger für die Bürgerinnen und Bürger von erheb-
licher Bedeutung sind. Mit dem !Brief aus Berlin"
möchte ich nicht nur über meine Tätigkeit im Bun-
destag berichten, sondern zugleich # auch wenn
dies anmaßend klingen mag # unverschuldete
Informationslücken schließen.

Kurz eingehen möchte ich zunächst auf den kürz-
lich veröffentlichten Bericht des Bundesrechnungs-
hofes, der dem Bund vorwirft # oder ihm nach-
weist -, allein im vergangenen Jahr rund 25 Milliar-
den Euro verschwendet zu haben. Angesichts der
Finanznot der öffentlichen Hand ist dies in der Tat
nicht hinnehmbar und keinem Steuerzahler zu ver-
mitteln. Als Mitglied des Haushaltsausschusses wer-
de ich weiterhin darauf drängen, dass eine strikte
Ausgabendisziplin gewahrt wird und dass mehr
noch als bisher Ausgaben auf ihre Notwendigkeit
überprüft und nicht einfach !durchgewunken" wer-
den. Für den Bereich des Justizetats, für den ich
im Haushaltsausschuss Mitverantwortung trage, ist
dies gelungen. Ausdrücklich bedanken möchte ich
mich bei meinem Berliner Büroleiter Christoph Roth,
der mich bei der akribischen Arbeit Schwachstellen
aufzudecken und Einsparmöglichkeiten zu identifi-
zieren hervorragend unterstützt hat.
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Wenn Sie diesen !Brief aus Berlin" erhalten", hat
die Adventszeit begonnen, in der die meisten Men-
schen von der Politik nicht behelligt werden möch-
ten. Nehmen Sie sich, darum bitte ich, dennoch
die Zeit, die nachfolgenden Artikel zu lesen. Sie
werden feststellen, dass die Politik der Regierung
Angela Merkel weitaus besser ist, als ihr Ruf in der
sogenannten veröffentlichten Meinung.

Mit herzlichen Grüßen

Ihr

Alex Funk

Die Themen heute
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Haushalt 2011: Gelungene Symbiose von
Zukunftsinvestitionen und gebotener Konsolidierung

D i e a b s c h l i e ß e n d e B e r a t u n g d e s
Haushaltsausschusses zum Etat für das
kommende Jahr hat allen Mitgliedern viel
abverlangt. Das Ergebnis aber kann sich sehen
lassen.Als frühmorgens um 4.30 Uhr die Sitzung
beendet war, stand der erste Haushalt, der von
der christlich-liberalen Koalition umfassend von
der Aufstellung durch die Bundesregierung bis

Berliner Brief
Ausgabe November

widerspiegelt. Die Union hat unter Beweis
gestellt, dass sie die Schuldenbremse umsetzen
kann und wird.
Im Ergebnis unserer Beratungen wurde die
Nettokreditaufnahme in 2011 gegenüber dem
Entwurf um 9,1 Mrd. Euro auf 48,4 Mrd. Euro
gesenkt. Diese Absenkung ist eine beachtliche
Leistung, liegt sie doch rund 4,3 Mrd. Euro
unterhalb des maximal zulässigen Defizits.
Als persönlichen Erfolg betrachte ich es, dass
das Deutsche Patent- und Markenamt von der
e i g e n t l i c h v o r g e s e h e n e n l i n e a r e n
Stellenstreichung im öffentlichen Dienst
größtenteils ausgenommen wurde. Deutschland
ist ein Land der Ideen. Unser Reichtum beruht
auf der Kreativität unser Menschen und ihrer
Erfindungen, die sie zum Patent anmelden. Ich
konnte meine Kolleginnen und Kollegen im
Haushaltsausschuss davon überzeugen, dass
dem Deutsche Patent- und Markenamt hier eine
immense Bedeutung zukommt und wir es nicht
schwächen dürfen.
Froh bin ich auch, dass die Mittel für das Projekt
!Dunkelfeld" erhöht wurden. Zwar handelt es
sich um einen absolut gesehen nur geringen
Betrag. Aber er stellt sicher, dass dieses Projekt
der Berliner Charité, das der Erforschung der
Ursachen des Kindesmissbrauchs dient und
damit auch seiner Verhinderung, fortgeführt
werden kann.

Landnutzung nachhaltig gestalten

zu den parlamentarischen Entscheidungen
geprägt wurde. Er ist der erste Haushalt, der
unter die Geltung der im Grundgesetz
verankerten Schuldenbremse fällt. Bis 2016
müssen wir beim Bund das strukturelle Defizit
a u f m a x i m a l 0 , 3 5 P r o z e n t d e s
Bruttoinlandsprodukts abgesenkt haben. Dafür
haben wir erfolgreich das Zukunftspaket
umgesetzt, das sich im Haushalt 2011 prägend

Die Landoberfläche ist unser primärer Lebensraum. Der Mensch beeinflusst ihn seit Jahrhunderten
und gestaltet ihn aktiv als wichtigste Grundlage seines Lebens. Aber die Ressource Land ist endlich.
Der globale Wandel, insbesondere die stetig wachsende Bevölkerung auf unserer Erde, verstärkt die
Konkurrenz um die Landnutzung, sowohl in Deutschland als auch in anderen Teilen der Welt. Die
Bundesregierung hat deshalb die Fördermaßnahme !Nachhaltiges Landmanagement" ins Leben
gerufen. Mit 100 Millionen Euro unterstützt sie bis zum Jahr 2015 nationale und internationale
Projekte, die hierfür die erforderlichen Wissensgrundlagen, Technologien und Instrumente zur
Verfügung stellen sollen. Sie gehen der Frage nach, wie das Land am besten zu bewirtschaften ist -
landwirtschaftlich, industriell, mit Wohnraum, gar nicht - um die Potenziale und Bedürfnisse der
natürlichen Ressourcen optimal mit den Bedürfnissen der Menschen in Einklang zu bringen. Dabei
sind die Projekte auf beispielhafte Regionen fokussiert, denn die Auswirkungen des globalen
Wandels wie veränderte Lebensstile und Konsummuster oder knapper werdende Ressourcen sind
gerade auf regionaler Ebene spürbar.
In den Projekten arbeiten Ingenieure eng mit Sozial- und Naturwissenschaftlern zusammen. Auch
Praktiker aus Behörden, Regionen und Kommunen sind gleichberechtigte Projektpartner, damit die
Ergebnisse den untersuchten Regionen direkt zu Gute
kommen können.
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Städtebauförderung: Sieg für die Kommunen

Berliner Brief
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Ein gutes Beispiel für die Bedeutung des
Haushaltsausschusses und dafür, dass in
unserem Land das Parlament die Politik
bestimmt und nicht die Regierung, ist die
Städtebauförderung. Die nach dem Etatentwurf
v o r g e s e h e n e H a l b i e r u n g d e r
Städtebauförderung konnte erfolgreich
abgewendet werden. Im Haushalt 2011 stehen
jetzt 455 Millionen Euro für diesen Zweck zur
Verfügung. Natürlich steht der Haushalt 2011 im
Zeichen der Konsolidierung. Umso erfreulicher
ist es, dass wir in den Haushaltsberatungen eine
positive Wendung herbeiführen konnten, denn
ursprünglich sollten die Mittel auf 305 Millionen
Euro gekürzt werden.
Seit knapp 40 Jahren werden durch die
Städtebauförderung Städte und Gemeinden zu
vitalen Orten. Historische Ortskerne werden
erfolgreich saniert und belebt, Städte
verschönert und erneuert und damit lokale
Handwerksbetriebe gestärkt. Kurzum: Die
Städtebauförderung hat sich bewährt und muss
fortgesetzt werden. Allerdings müssen die
verschiedenen Programme im Bereich
Städtebau zukünftig gebündelt und effizienter

gemacht werden. Außerdem müssen für
best immte Programmtei le a l ternat ive
Finanzierungsquellen erschlossen werden.
Dieses Vorhaben nimmt das Bundesministerium
für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung in
Kenntnis des finanziellen Handlungsrahmens
und in engem Einvernehmen mit den

parlamentarischen Gremien sowie der
kommunalen Seite inAngriff.

Mehr finanzielle Unterstützung für
361.000 Auszubildene

Rückwirkend zum Beginn des neuen
Ausbildungsjahres am 1. August 2010
bekommen rund 361.000 junge Menschen mehr
Berufsausbildungsbeihilfe beziehungsweise
Ausbildungsgeld. Diese Leistungen erhalten
Auszubildende, bei denen der eigene Lohn oder
das Einkommen der Eltern nicht ausreichen, um
den Lebensunterhalt zu bestreiten. Die
Erhöhung hat ein Gesamtvolumen von 30,7
Millionen Euro.
Die Bedarfssätze für den Lebensunterhalt bei

beruflicher Ausbildung und bei Teilnahme an
berufsvorbereitenden Bildungsmaßnahmen
steigen um zwei Prozent. Die Freibeträge bei der
Anrechnung von Ausbildungsvergütung oder
Elterneinkommen steigen um drei Prozent.
Zusätzlich werden die staatlich geförderten
Beiträge zur Riester-Rente vom anzurechnenden
Einkommen freigestellt.
Von den 361.000 jungen Menschen sind 125.000
in der klassischen dualen Berufsausbildung und
62.000 in berufsvorbereitenden
Bildungsmaßnahmen. 78.000 erhalten
Ausbildungsgeld für behinderte junge Menschen,
rund 20.000 sind Teilnehmer an einer
betrieblichen Einstiegsqualifizierung und rund
77.000 befinden sich in einer außerbetrieblichen
Berufsausbildung.
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Rente mit 67 ist notwendig

Berliner Brief
Ausgabe November

D i e R e n t e m i t 6 7 h a b e n s o w o h l
Sozialdemokraten als auch CDU/CSU
gemeinsam in der großen Koali t ion
beschlossen. Ebenso haben wir gemeinsam
eine Berichts- und keine Revisionsklausel ins
Gesetz geschrieben. Bei der Rente mit 67 geht
es um die Stabilität von Rentenbeitragssatz
und Rentenniveau.
Die älteren Menschen arbeiten vermehrt,
insbesondere die 60- bis 65-Jährigen. Deren
Erwerbstätigenquote verdoppelte sich in der
Zeit von 2000 bis 2009 nahezu von 19,9 auf
38,4 Prozent. Aktuell liegt sie bereits bei 41,1
Prozent. Die Erwerbstätigkeit der Älteren ist
zwar niedriger als die der weniger rentennahen Altersgruppen, allerdings ist hier der Zuwachs nach
Angaben des Statistischen Bundesamtes seit 2007 am größten. Zuletzt betrug er knapp 10
Prozentpunkte (Veränderung 2009 gegenüber 2008). Diesen positiven Trend wollen wir bis 2029
weiter verstärken, wenn die Regelaltersgrenze von 67 Jahren in Kraft tritt.
Den Menschen, die aufgrund ihrer hartenArbeit, nicht mehr arbeiten können, müssen wir eineAntwort
durch Verbesserung des Erwerbsminderungsschutzes geben. Wenn aber die von der FDP geforderte
Rente mit 60 gelten würde, könnten schlagartig knapp eine Million Versicherte in Rente gehen. Damit
wären zusätzliche Ausgaben von bis zu 8,5 Milliarden Euro verbunden, was einer
Beitragssatzerhöhung um 0,8 Prozentpunkte entspricht. Die Rente mit 60 kann trotz hoher Abschläge
nie kostenneutral sein. Sie wäre eine Option zur Ausbeutung der solidarischen Rentenversicherung
durch Reiche.

Änderungen der Insolvenzordnung
Private Gläubiger können sich ihre Schuldner meist
aussuchen # und ihre Forderungen absichern. Den
Finanzbehörden und die Sozialversicherungsträger war
diese Möglichkeit verwehrt. Auch Sicherheiten für ihre
Ansprüche hatte die öffentliche Hand nicht. Wird ein
Steuer- oder Beitragsschuldner insolvent, geht die
öffentliche Hand mangels Sicherheiten oft leer aus.
Diese Schlechterstellung des Staates belastet den
Haushalt # also alle Bürgerinnen und Bürger. Deshalb
lautet das Ziel, die Position der öffentlichen Hand im
Verhältnis zu anderen abgesicherten und

bevorrechtigten Insolvenzgläubigern maßvoll zu verbessern. Ab 2012 soll das jedes Jahr zu
Mehreinnahmen des Bundes von 215 Millionen Euro führen (2011: 191 Millionen Euro).
Beispiel: Gläubiger sollen unter bestimmten Voraussetzungen die Möglichkeit erhalten, den
Insolvenzeröffnungsantrag selbst dann aufrecht zu erhalten, wenn die Schuldner die ausstehende
Forderung doch noch erfüllt hat. Damit sollen sich Finanzbehörden und Sozialversicherungsträger
schützen können, wenn schon absehbar ist, dass der Schuldner auch künftige Forderungen nicht
begleichen kann. Da sich die Behörden ihre Schuldner nicht aussuchen können, haben sie ein
berechtigtes Interesse daran, ein insolventes Unternehmen an einer weiteren wirtschaftlichen
Tätigkeit zu hindern. Gleichzeitig erlangen die Behörden
so Klarheit über seine Zahlungsfähigkeit.
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Gleichbehandlung von Opfern
extremistischer Gewalt

Berliner Brief
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Seit Jahren besteht die Möglichkeit Opfer
extremistischer Übergriffe finanziell - soweit dies
überhaupt möglich ist - zu entschädigen. Das ist
gut so, aber: Für Rot-Grün gibt es offensichtlich
nur Opfer rechtsextremistischer Gewalt, denn
die Entschädigung linksextremistischer
Gewaltopfer hatte sie nicht auf dem Programm.
Erst die schwarz-gelbe Regierungskoalition hat
dafür gesorgt, dass insgesamt extremistische
Straftaten zu ächten und deren Opfer zu
entschädigen sind. Dieser Akzent wurde durch
eine Aufstockung des Titelansatzes um 700.000
Euro auf insgesamt eine Million Euro deutlich
unterstrichen.

Allerdings blieb die entsprechende Richtlinie passgenau zugeschnitten auf die Opfer rechtsextremer
Übergriffe und der entsprechenden Deliktstruktur. So schließt die Richtlinie durch die Begrenzung auf
Körperschäden und Verletzungen des allgemeinen Persönlichkeitsrechts Eigentumsdelikte aus. Mit
dem Eigentum nehmen es aber linke Gewalttäter nicht so genau und betrachten etwa brennende
Autos und zerbrochene Fensterscheiben als Kollateralschäden ihrer ,Demonstrationen'. Das möchte
ich nicht hinnehmen und deshalb kämpfe ich für eine entsprechende Umwandlung der Richtlinie. Sie
muss ausgeweitet werden auf Betroffene etwa von Krawallen, Autobeschädigungen und anderer
Sachbeschädigungen. Es soll nun heißen: "Einmalige Kapitalleistungen können als
Geldentschädigung für Körperschäden, Verletzungen des allgemeinen Persönlichkeitsrechts und
das Eigentums auch ohne besondere Bedürftigkeit, gewährt werden." Von dieser Änderung ginge
eine Signalwirkung aus, denn die bisherige Ungleichbehandlung von Opfern extremistischer Gewalt -
ganz gleich, ob von links oder von rechts - ist damit endlich beseitigt. In einem persönlichen Gespräch
mit der Bundesministerin der Justiz Sabine Leutheusser-Schnarrenberger mache ich mich für dieses
Anliegen stark.

Erstmals !Beirat für Jungenpolitik"
Die Bundesregierung hat erstmals einen Beirat für
Jungenpolitik einberufen. Bundesfamilienministerin Kristina
Schröder erklärte dazu, Politik der Chancengleichheit
müsse d ie Bedür fn i sse be ider Gesch lech te r
berücksichtigen. Die klassische Gleichstellungspolitik
müsse zu einer Politik der Chancengleichheit erweitert
werden, die die Bedürfnisse beider Geschlechter
berücksichtige. Fakt ist: Jungen besuchen häufiger die
Hauptschule und seltener das Gymnasium. Sie bleiben
häufiger sitzen und verlassen häufiger die Schule ohne

Schulabschluss. Der Beirat für Jungenpolitik soll Kenntnisse und Kompetenzen einbringen, damit
zukünftig auch Jungen optimal gefördert werden. Er besteht aus Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftlern sowie Praktikern der Jungenarbeit. Als Experten in eigener Sache kommen sechs
männliche Jugendliche hinzu. Sie werden derzeit ausgewählt und anlässlich der konstituierenden
Sitzung des Beirats im Februar 2011 vorgestellt. Hauptaufgabe des Beirats ist es, die Politik zu

beraten und Anregungen für geeignete politische
Programme zu entwickeln. Der Beirat wird unter anderem
die Lebenswelten der Jungen vor Ort erkunden und 2013
einenAbschlussbericht vorlegen.
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Hohes Vertrauen in die Bundespolizei

Berliner Brief
Ausgabe November

Vom hohen Sicherheitsstand auf dem
Flughafen Saarbrücken konnte ich
mich dieser Tage vor Ort
überzeugen. So berichtete der Leiter
der Bundespolizeiinspektion,
Polizeidirektor Peter Fuchs, dass
nach den jüngsten Terrorwarnungen
sowohl am Flughafen wie auch am
Saarbrücker Hauptbahnhof
zusätzliche Kräfte eingesetzt worden
sind. Zugleich hob er hervor, dass die
Bürgerinnen und Bürger in
Sicherheitsfragen sensibler
geworden sind  und mehr als bisher
beispielsweise auf herrenlose
Gepäckstücke achten.
Beim Bundesinnenminister werde ich
mich jetzt dafür einsetzen, dass die
im Saarland eingesetzten
Bundespolizisten beschleunigt mit
neuen, leichteren Schutzwesten
ausgerüstet werden. Zwar sind alle

Beamten im  Besitz von Schutzwesten, doch haben mir mehrere Bundespolizisten vor Ort
bestätigt, dass die derzeitigen Westen !in die Jahre" gekommen seien.

Alexander Funk im Gespräch mit dem Leiter der
Bundespolizeiinspektion, Peter Fuchs (links) am 22.11.2010 (5:45 Uhr)

Autobahn-Infrastruktur im Saarland
weiter verbessert

Nach knapp anderthalbjähriger Bauzeit
wurde Mitte November der sanierteAbschnitt
der A 1 zwischen der Anschlussstelle
Quierschied und dem Autobahnkreuz
Saarbrücken für den Verkehr freigegeben.
Die Bundesregierung hat mit der Sanierung
d e s r u n d 2 , 5 K i l o m e t e r l a n g e n
Streckenabschnittes auf der A 1 wird das
Erhaltungsprogramm fortgesetzt und für eine
konsequente Ertüchtigung der Autobahn-
Infrastruktur im Saarland gesorgt. Seit 2007 stehen dem Saarland hierfür jährlich 29 Millionen Euro
zur Verfügung. Diese Mittel wurden im Rahmen der Konjunkturpakete der Bundesregierung noch
erhöht. Die Baukosten für den 2,5 Kilometer langen Streckenabschnitt betrugen rund 17 Millionen
Euro und werden vom Bund finanziert.
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Zu guter letzt

Wem !Brombeerbier" schmeckt, der soll es ruhig trinken.
Meine Sache ist es nicht. Ich halte mich eher an Bier, das
nach dem deutschen Reinheitsgebot von 1516 gebraut
wird und das gerade im Saarland mit seinen vielen
Brauereien eine lange Tradition besitzt. Deshalb bin ich
jetzt auch gern !Botschafter" des deutschen Bieres
geworden und befinde mich damit in guter Gesellschaft.
Rund 120 Mitglieder haben sich im !Deutschen Institut
für Reines Bier" zusammengefunden, um sich für einen
re inen Biergenuss e inzusetzen. Um nicht
missverstanden zu werden: Es geht uns nicht darum,
den Bierkonsum anzukurbeln oder gar Jugendliche
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Advents- und Weihnachtsgruß
Liebe Leserin, lieber Leser,

seit nunmehr einem Jahr darf ich in Berlin Ihre Interessen vertreten. Auch wenn man dem
politischen Tagesgeschäft eine gewisse Hektik nicht absprechen kann: Gerade die
kommenden Adventswochen stehen auch im Zeichen der Besinnung. Ich werde mir die Zeit
nehmen, durchaus auch selbstkritisch zu fragen, was ich noch besser machen und wie ich
Ihre Anliegen noch besser vertreten kann. Ich werde mir freilich auch die Zeit nehmen, mit
meiner Frau und unserer Tochter die vorweihnachtliche Stimmung im Saarland zu genießen.
Für Ihre Unterstützung, Ihre zahlreichen Rückmeldungen und die vielen Gespräche, die ich in
diesem Jahr mit Ihnen führen durfte, danke ich Ihnen von Herzen.
Bleiben Sie mir, meinem Team und dem !Berliner Brief" auch im neuen Jahr 2011 gewogen.
Eine gesegnete Advents- und Weihnachtszeit und einen guten Rutsch ins neue Jahr wünscht
Ihnen

Ihr Alex Funk.

dazu zu verleiten. Im Gegenteil. Wir sind der Überzeugung, dass nur ein breites Bewusstsein in
unserer Gesellschaft für einen verantwortungsvollen Umgang mit alkoholhaltigen Getränken und die
Förderung der Eigenverantwortung Missbrauch dauerhaft verhindern können.
Egal, ob mit Tee, Kaffee, Wein, Wasser oder eben auch Bier und dies im wahrsten Sinn des Wortes:

Auf Ihr Wohl.


